Merkblatt

   Öffentlich-rechtliche Namensänderung
I. Gesetzliche Grundlage

Gesetz über die Änderung von Familiennamen und Vornamen (NamÄndG) vom 5. Januar 1938 (RGBl. I S. 9, BGBl. III Nr. 401-1) mit späteren Änderungen.

II. Antrag

Für die Entgegennahme von Anträgen auf Namensänderung sind die örtlichen Ordnungsbehörden (Standesämter) zuständig. Der Antrag kann auch beim Landkreis Potsdam-Mittelmark (14542 Werder (Havel), Am Gutshof 1-7 Tel.: 03327-739-310) als Namensänderungsbehörde gestellt werden. Der Antrag ist schriftlich auf einem Vordruck oder formlos zu stellen. Alle Unterlagen sind im Original mit einer einfachen Kopie (Ablichtung) vorzulegen.
Folgende Angaben und Unterlagen gehören zum Antrag auf Namensänderung:
1. ausführliche Begründung, die die Änderung des Namens rechtfertigen soll
2. Nachweis durch Vorlage des Personalausweises, Reisepasses etc., dass der Antragsteller zu dem nachfolgenden Personenkreis gehört:

a) der Deutschen

b) der Staatenlosen mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt in Deutschland
c) der ausländischen Flüchtlinge oder Asylberechtigten mit Wohnsitz in Deutschland.
3. Nachweis des Wohnsitzes durch eine Bescheinigung der Meldebehörde
4. beglaubigte Abschriften des Geburtseintrags des Antragstellers und allen Personen, auf die sich die Änderung des Familiennamens erstrecken soll
5. war oder ist der Antragsteller verheiratet, eine beglaubigte Abschrift des Heiratsantrages
6. bei geschiedenen Antragstellern, wenn der Antrag  für einen Minderjährigen gestellt wird, – Nachweis über das Sorgerecht
7. für Personen, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, ein Führungszeugnis nach 
§ 28 des Bundeszentralregistergesetzes
8. Nachweis über familiengerichtliche Anhörung bei beschränkt Geschäftsfähigen, die das 16. Lebensjahr vollendet haben
9. wenn der Antrag vom gesetzlichen Vertreter für eine beschränkt geschäftsfähige oder geschäftsunfähige Person durch einen Vormund, Pfleger oder Betreuer gestellt wird, bedarf es hierzu der Genehmigung des Familiengerichtes
10. eine Erklärung darüber, ob der Antragsteller schon einmal einen Antrag auf Änderung des Namens gestellt hat

11. Erklärung über die Kenntnis der Gebührenhöhe

12. Einkommensnachweis, wenn der Antragsteller Gebührenermäßigung bzw. – befreiung beantragt
13. Bei dem Antrag einer volljährigen Person Auskünfte aus dem Schuldnerverzeichnis

nach § 882 ZPO für die Zeit seit dem 01.01.2013. Die Einsichtnahme ist nach entsprechender Registrierung beim Vollstreckungsportal www.vollstreckungsportal.de oder durch persönliche Anfrage beim zuständigen Amtsgericht möglich.
III. Begründung des Antrages
Ein Vor- und/oder Familienname darf nach § 3 Abs. 1 und nach § 11 NamÄndG nur geändert werden, wenn ein wichtiger Grund die Änderung rechtfertigt. Die gefestigte Rechtssprechung setzt voraus, dass der wichtige Grund so erheblich zu sein hat, dass er den Grundsatz der Unveränderlichkeit des Namens überwiegt. 

IV. Prüfung des Antrages/Entscheidung
Erweist sich der Antrag als begründet, 
erlässt die Entscheidungsbehörde einen Namensänderungsbescheid. Die Namensänderung wird mit der Bekanntgabe des Bescheides wirksam und durch eine Urkunde dokumentiert. Aushändigung oder Besitz der Urkunde über die Änderung des Namens sind nicht die Voraussetzung, sondern lediglich Beweis für den eingetretenen Namenswechsel. Die Änderung wirkt grundsätzlich nur für die Zukunft. Der Antragsteller darf vom Zeitpunkt der Bekanntgabe an nur noch den neuen Namen führen.

Erweist sich der Antrag als unbegründet,
erhält der Antragsteller eine entsprechende Mitteilung. Hiermit wird ihm die Gelegenheit gegeben, sich innerhalb einer bestimmten Frist zum Sachverhalt zu äußern. Die Mitteilung ist kein Verwaltungsakt im Rechtssinn, so dass dagegen auch kein Rechtsbehelf zulässig ist. Sie ist vielmehr als Beratung zu verstehen. Äußert sich der Antragsteller nicht oder ergeben sich aus seiner Stellungnahme keine den Antrag stützenden neuen Gesichtspunkte, muss die Entscheidungsbehörde den Antrag schriftlich ablehnen. Gegen diese Entscheidung der Behörde ist der Verwaltungsrechtsweg zunächst in Form eines Widerspruchs gegeben.

V. Verwaltungsgebühr

Für die Änderung eines Vor- und Familiennamens sowie im Falle der Ablehnung oder Rücknahme des Namenänderungsantrages wird eine Verwaltungsgebühr erhoben. Die Gebühr für die Änderung eines Familiennamens beträgt 2,50 Euro bis 1022 Euro und für die Vornamensänderung  

2,50 Euro bis 255 Euro. Wird der Antrag abgelehnt oder zurückgenommen, erfolgt die Festsetzung dieser Gebühr zu 1/10 bis zur Hälfte. Die Höhe der Gebühr wird im Wesentlichen nach dem Verwaltungsaufwand für die Namensänderung bemessen. Beantragt der Antragsteller Gebührenermäßigung bzw. -befreiung, so muss er seine Einkommensverhältnisse nachweisen.
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